
URTEIL VOM 11. 5. 1983 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 303 UND 312/81 

Kos ten 

49 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf 
Antrag zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Klägerin unterlegen 
ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Vierte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden : 

1. Die Klagen werden abgewiesen. 

2. Die Klägerin hat die Kosten zu tragen. 

O'Keeffe Pescatore Bosco Koopmans Bahlmann 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 11. Mai 1983. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Vierten Kammer 

A. O'Keeffe 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL 
VOM 23. FEBRUAR 1983 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

In iden beiden Rechtssachen, zu denen 
ich heute Stellung nehme, geht es wieder 
einmal um die bereits aus einer Reihe an­
derer Verfahren bekannte Stahlquotenre­
gelung der Entscheidung Nr. 2794/80 

(ABl. L 291 vom 31. 10. 1980, S. 1 ff.), 
die vom 1. Oktober 1980 bis zum 
30. Juni 1981 gegolten hat. 

Der erste der beiden jetzt interessieren­
den Fälle betrifft eine Entscheidung der 
Kommission, in der diese es ablehnte, 
die der Klägerin für das erste Quartal 
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1981 zugeteilte Walzstahlerzeugnisse der 
Gruppe I betreffende Quote gemäß Arti­
kel 14 der Entscheidung Nr. 2794/80, 
der Abweichungen von der allgemeinen 
Quotenregelung für den Fall zuließ, daß 
die Produktions- oder Lieferbeschrän­
kungen gemäß der Entscheidung Nr. 
2794/80 und ihrer Anwendungsbestim­
mungen für ein Unternehmen außerge­
wöhnliche Schwierigkeiten nach sich zo­
gen, zu erhöhen. 

Der zweite Fall bezieht sich auf eine 
Entscheidung, mit der die Kommission 
der Klägerin deswegen eine Geldbuße 
auferlegte, weil sie im ersten Quartal 
1981 die ihr zugestandenen Produktions­
quoten überschritten hat. Dies geschah 
nach Artikel 9 der Entscheidung Nr. 
2794/80, der für einen solchen Fall be­
stimmt: 

„Unternehmen, die ihre Erzeugungs­
quote . . . überschreiten . .., werden mit 
einer Geldbuße belegt, die in der Regel 
75 ECU pro Tonne Überschreitung bei 
gewöhnlichen Stählen und 150 ECU pro 
Tonne Überschreitung bei Edelstahlen 
beträgt. 

Übersteigt die Produktion eines Unter­
nehmens die Quote um 10 % oder mehr 
oder hat das Unternehmen bereits wäh­
rend eines der vorhergegangenen Quar­
tale seine Quote[n] überschritten, so 
können die Geldbußen bis zum Zweifa­
chen dieser Beträge pro Tonne erhöht 
werden . . . 

Dieser Betrag erhöht sich für jeden be­
gonnenen Monat des Zahlungsrückstan­
des mit Wirkung des in dem Strafbe-
schluß festgesetzten Datums um 1 %." 

Zum Sachverhalt der Verfahren ist zu­
nächst folgendes zu sagen: 

Unter dem Datum des 19. Dezember 
1980 erhielt die Klägerin von der Kom­
mission eine Mitteilung gemäß Artikel 3 

der Entscheidung Nr. 2794/80. In ihr 
wurden — bezogen auf das erste Quartal 
1981 — die Referenzproduktionen, von 
denen es hieß, sie seien „laut Artikel 4" 
angepaßt worden, und die Produktions­
quoten bekanntgegeben. Zu letzteren 
war vermerkt, sie müßten, weil die auf­
geführten Erzeugnisse auch einige nicht 
dem Quotensystem unterworfene enthiel­
ten, noch laut Artikel 6 § 2 der Entschei­
dung Nr. 2794/80 angepaßt werden. In 
einem weiteren Schreiben der Kommis­
sion vom 1. April 1981 wurden dann die 
nach Artikel 6 bereinigten Quoten über­
mittelt. Für die Erzeugnisse der Gruppe I 
war in diesem Schreiben freilich die 
gleiche Quote genannt wie schon in der 
Mitteilung von Dezember 1980. 

Noch während des ersten Quartals 1981 
kam es zu mehreren Kontakten von Ver­
tretern der Klägerin mit dem für die 
Quotenregelung zuständigen Vizepräsi­
denten der Kommission und zuständigen 
Kommissionsdienststellen wegen einer 
Anwendung des bereits genannten Arti­
kels 14 der Entscheidung Nr. 2794/80, 
auf die sich nach den Angaben der Klä­
gerin ein Antrag vom 4. Februar 1981 
bezogen haben soll. Schon dabei soll der 
Klägerin mitgeteilt worden sein, die Vor­
aussetzungen für eine Anwendung dieser 
Vorschrift in bezug auf die Erzeugungs­
gruppe I seien nicht gegeben. Dies wurde 
der Klägerin noch einmal schriftlich in 
einem Bescheid vom 19. Oktober 1981 
bestätigt. In ihm hieß es, die Kommission 
habe in vergleichbaren Fällen das Vorlie­
gen außergewöhnlicher Schwierigkeiten 
nur anerkannt, wenn der Auslastungs­
grad eines Unternehmens mehr als 10 
Prozentpunkte unter dem der übrigen 
Hersteller der Gemeinschaft gelegen 
habe und der Anteil der Erzeugnisse der 
Gruppe I an der Gesamtproduktion aller 
Erzeugnisgruppen mindestens 30 Pro­
zentpunkte ausgemacht habe. Da der 
Auslastungsgrad der Klägerin im ersten 
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Quartal 1981 aber nur 5,4 % unter dem 
der übrigen Hersteller der Gemeinschaft 
gelegen habe, komme für sie eine An­
wendung des Artikels 14 der Entschei­
dung Nr. 2794/80 nicht in Betracht. 

Dieser Bescheid wurde von der Klägerin 
angefochten mit einer Klage, die am 30. 
November 1981 beim Gerichtshof einge­
gangen ist und den Antrag enthält, die 
Entscheidung vom 19. Oktober 1981 
aufzuheben (Rechtssache 303/81). 

Bei der Überprüfung der Meldungen und 
Informationen, zu denen die Klägerin 
nach der Entscheidung Nr. 2794/80 der 
Kommission gegenüber verpflichtet war, 
wurde festgestellt, daß die Klägerin die 
ihr für das erste Quartal 1981 zugestan­
denen Erzeugungsquoten überschritten 
hat. Als die Klägerin davon erfuhr, die 
Kommission habe die Absicht, ihr ge­
genüber einen Bußgeldbescheid zu erlas­
sen, erinnerte sie in einem an den Kabi­
nettchef des für die Quotenregelung zu­
ständigen Vizepräsidenten der Kommis­
sion gerichteten Schreiben vom 26. Juni 
1981 daran, in einem Gespräch mit den 
Vertretern der Klägerin vor Beginn der 
sogenannten Eurofer-II-Verhandlungen 
sei telefonisch zugesagt worden, die 
Kommission werde bei Teilnahme Mer 
Klägerin an diesen Verhandlungen die 
Quotenüberschreitung im ersten Quartal 
— die Rede war hier von rund 25 000 t 
•— „glattstellen". Dazu kam es jedoch 
nicht, vielmehr wurde die Klägerin in 
einem Schreiben vom 15. Juni 1981 for­
mell darauf hingewiesen, sie habe ihre 
Quote um 61 955 t überschritten, und sie 
wurde aufgefordert, dazu gemäß Artikel 
36 des Montanvertrags Stellung zu neh­
men. Dem kam die Klägerin in einem 
Schreiben vom 22. Juli 1981 nach, in 
dem sie betonte, die Quotenüberschrei­
tung habe sich nur auf 28 682 t belaufen., 
Daraufhin wurde ihr von der Kommis­
sion in einem Schreiben vom 19. August 
1981 mitgeteilt, tatsächlich sei, gehe man 

von einer Bereinigung der Quote für die 
Erzeugnisgruppe I aus, die im Schreiben 
der Kommission vom 1. April 1981 irr­
tümlich unterblieben sei, eine Quoten­
überschreitung im Umfang von 61 955 t 
festzustellen. In diesem Schreiben wurde 
auch betont, der genannte Kabinettchef 
habe nicht die Zusage einer Glattstellung 
der Quotenüberschreitung machen kön­
nen, weil nach Artikel 9 der Entschei­
dung Nr. 2794/80 jede Quotenüber­
schreitung zwangsläufig mit einer Geld­
buße belegt werden müsse. Dazu konnte 
die Klägerin noch einmal am 25. August 
1981 sowie bei einer Anhörung vom 25. 
September 1981 Stellung nehmen. Dann 
erging am 28. Oktober 1981 eine Buß­
geldentscheidung nach Artikel 9 der Ent­
scheidung Nr. 2794/80. In ihr wurde 
festgestellt, es sei, weil die ursprünglich 
mitgeteilte Quote am 1. April 1981 aus 
Versehen als bereinigte Quote bestätigt 
Worden sei, davon auszugehen, daß die 
Überschreitung bei der Erzeugnisgruppe 
I 28 682 t betragen habe. Demgemäß 
wurde der Klägerin eine Buße von 75 
ECU pro t Mehrproduktion auferlegt, 
was einen Betrag von 2 151 150 ECU 
( = 5 235 727 DM) ergab. Die Buße sei 
in einer Frist von zwei Monaten nach 
Mitteilung der Entscheidung zahlbar, 
und der Betrag erhöhe sich für jeden be­
gonnenen Monat des Zahlungsrückstan­
des nach Ablauf der vorgenannten Frist 
um 1 %. 

Dagegen hat die Klägerin am 15. De­
zember 1981 den Gerichtshof angerufen 
und beantragt, die Entscheidung vom 
28. Oktober 1981 aufzuheben, hilfsweise, 
die verhängte Geldbuße auf eine dem 
Gerichtshof angemessen erscheinende 
Summe herabzusetzen (Rechtssache 
312/81). 

Zu diesen Klageanträgen, die die Kom­
mission für unbegründet hält, nehme ich 
wie folgt Stellung. 
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I — Zu der auf Ar t ike l 14 der 
E n t s c h e i d u n g N r . 2 7 9 4 / 8 0 
g e s t ü t z t e n E n t s c h e i d u n g 
(Rech t s sache 3 0 3 / 8 1 ) 

Diese Entscheidung greift die Klägerin 
mit zwei Gruppen von Argumenten we­
gen Verletzung des Artikels 14 der Ent­
scheidung Nr. 2794/80, also — im Sinne 
von Artikel 33 des Montanvertrages — 
wegen Verletzung des Vertrages oder 
einer bei seiner Durchführung anzuwen­
denden Rechtsnorm, an. Die eine betrifft 
das für die Kommission entscheidende 
Kriterium, nach dem der Auslastungs­
grad eines Unternehmens um mehr als 
10 % unter dem der übrigen Hersteller 
der Gemeinschaft liegen muß; bei der 
anderen geht es um die korrekte Bewer­
tung der Kapazität der Klägerin im 
ersten Quartal 1981. 

1. Vor allem ist die Klägerin der Mei­
nung, es dürfe von außergewöhnlichen 
Schwierigkeiten im Sinne des Artikels 14 
der Entscheidung Nr. 2794/80 nicht nur 
gesprochen werden, wenn der Ausla­
stungsgrad eines Unternehmens mehr als 
10 % unter dem Durchschnitt der Ge­
meinschaft liege. Dies bedeute eine unzu­
lässige Einengung der Prüfung, die zu 
Diskriminierungen führen könne. Zu ver­
langen sei vielmehr eine Würdigung aller 
Umstände des Einzelfalles unter Ein­
beziehung des wirtschaftlichen Bereichs 
und namentlich der finanziellen Lage, 
und dabei könne sich durchaus ergeben, 
daß relevante außerordentliche Schwie­
rigkeiten auch festzustellen seien, wenn 
der Auslastungsgrad um weniger als 
10 % vom Durchschnitt nach unten ab­
weiche. 

Die Kommission versucht demgegenüber 
ihre Verwaltungspraxis zu rechtfertigen, 
indem sie ganz allgemein darauf ver­
weist, der Artikel 14 stelle eine Ausnah­
mebestimmung dar, die eine enge Ausle­
gung verlange. Dabei habe sie tatsächlich 

nicht nur auf ein Kriterium, nämlich das 
bereits genannte, zurückgegriffen. In er­
ster Linie sei Artikel 14 angewandt wor­
den, wenn andernfalls Lieferverpflichtun­
gen nicht zu erfüllen gewesen wären, 
wobei solche Lieferverpflichtungen aller­
dings dem erwähnten Grundgedanken 
entsprechend nur in engen Grenzen be­
rücksichtigt worden seien, nämlich so­
weit Ansiandsaufräge nachgewiesen wor­
den seien. Daneben sei es auch auf einen 
Auslastungsvergleich angekommen, in­
dem man auf Artikel 14 zurückgegriffen 
habe, wenn die Vergleichsproduktion — 
etwa wegen technischer Zwischenfälle 
oder Streiks — stark vom Durchschnitt 
abgewichen sei und eine reguläre Auf­
stockung nach Artikel 4 Nummer 3 bis 5 
nicht in Betracht gekommen sei. Insofern 
aber habe sie eine feste Größe für not­
wendig erachtet, einmal zur Vermeidung 
von Diskriminierungen und zum anderen 
aus Gründen der Verwaltungsvereinfa­
chung, da ja die Anpassung der viertel­
jährlich festzusetzenden Quoten mög­
lichst schnell habe vorgenommen werden 
müssen. Darüber hinaus erscheine die 
gewählte Größe auch sachgerecht. Da 
der Artikel 14 von außergewöhnlichen 
Schwierigkeiten spreche, sei sicher eine 
größere Abweichung vom Durchschnitt 
zu verlangen. Wichtig sei ferner nicht 
nur, daß die von ihr gewählte Größe 
auch nach Artikel 4 Nummer 3 der Ent­
scheidung Nr. 2794/80 eine Rolle spiele, 
sondern auch, daß derartige Schwankun­
gen nach den Erfahrungen des Stahl­
marktes bei normalen Marktverhältnissen 
üblich seien. Nicht zuletzt habe berück­
sichtigt werden müssen, daß bei der Be­
wertung der Kapazität eine gewisse Un­
sicherheit bestehe und daß die Gefahr 
der Diskriminierung von Unternehmen 
größer werde, wenn eine geringere 
Abweichung vom Durchschnitt der 
Auslastung in Rechnung gestellt werde. 
Im übrigen weist die Kommission zur 
Notwendigkeit einer einengenden Ausle-
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gung des Artikels 14 noch darauf hin, 
daß nach seinem Wortlaut etwaige 
Schwierigkeiten die Folge der Anwen­
dung des Produktionsquotensystems sein 
müßten. So gesehen könne also nicht an 
alle möglichen Gesichtspunkte gedacht 
werden, wie etwa den — von der Kläge­
rin angeführten — Zinsendienst, der die 
Folge von Unternehmensentscheidungen 
sei, die vor Einführung des Quotensy­
stems getroffen worden seien, oder auch 
wirtschaftliche Umstände wie die Er­
tragslage, die ja eine Voraussetzung für 
die Einführung und nicht eine Folge des 
Quotensystems gewesen sei. 

Was diesen ersten Punkt der Auseinan­
dersetzung angeht, so ist sicher richtig, 
daß strenge Anforderungen an die An­
wendung der Härteklausel des Artikels 
14 gestellt werden mußten. Auch kann 
man wohl im Interesse der Gleichbe-

'handlung ein gewisses Verständnis dafür 
aufbringen, daß eine feste Größe der 
Abweichung vom Durchschnittsausla­
stungsgrad als wichtiges Kriterium in 
diesem Zusammenhang angesehen 
wurde. Ebenso sicher erscheint mir aber, 
daß ein starres Festhalten gerade an 
10 % als einzigem Maßstab — außer 
nachgewiesenen Lieferverpflichtungen — 
erheblichen Bedenken begegnen muß. 
Wenn die Kommission hierzu erklärte, 
dies stelle bei normalen Marktverhältnis­
sen die übliche Schwankungsbreite dar, 
so kann ihr mit Recht entgegengehalten 
werden, daß nach dem Quotensystem die 
Produktion auf ein Niveau weit unter 
den normalen Marktverhältnissen ge­
drückt wurde und daß unter solchen 
Umständen eine weitere Verringerung 
der Auslastung, auch wenn sie keine 
10 % beträgt, zu außerordentlichen 
Schwierigkeiten führen kann. Desglei­
chen verfängt sicher nicht ihr Hinweis 
auf die Schwierigkeiten einer korrekten 
Kapazitätsfeststellung; denn wenn sie be­
stehen — woran nicht zu zweifeln ist —, 

ist leicht denkbar, daß eine zu niedrige 
Kapazität angenommen wird, in Wahr­
heit also doch, gemessen an der zutref­
fenden Kapazität eine größere Abwei­
chung vom Durchschnittsauslastungsgrad 
gegeben ist, die recht wohl eine außeror­
dentliche Schwierigkeit im Sinne des Ar­
tikels 14 bedeuten kann. 

Mag man es also grundsätzlich als sach­
gerecht anerkennen, daß als Leitlinie 
eine 10 %ige Abweichung vom Durch­
schnittsauslastungsgrad gewählt wurde, 
so wurde die Kommission doch sicher 
der Funktion des Artikels 14 — in einem 
verhältnismäßig groben System für eine 
möglichst gerechte Gestaltung der Pro­
duktionsquoten im Einzelfall zu sorgen 

— nicht gerecht durch ein starres Fest­
halten an dem genannten Kriterium. 
Man muß deshalb davon ausgehen, daß 
die Kommission — natürlich auf entspre­
chendes substantiiertes Vorbringen hin 
— verpflichtet war, zu prüfen, ob nicht 
auch bei einer geringeren Abweichung 
vom Durchschnittsauslastungsgrad rele­
vante außerordentliche Schwierigkeiten 
gegeben waren, die nicht allein in den 
Verantwortungsbereich des betreffenden 
Unternehmens fielen. Dabei kann etwa — 
eine erschöpfende Theorie ist jetzt nicht 
zu entwickeln ·—• an Überlegungen ge­
dacht werden, wie sie mein Kollege 
VerLoren van Themaat in seinen Schluß­
anträgen zu der Rechtssache 119/81 1 
im Zusammenhang mit der Subventions­
problematik angestellt hat, nämlich daß 
auch bei der Anwendung von Artikel 14 
das Problem der Subventionierung von 
Unternehmen und die sich daraus für an­
dere, nicht subventionierte Unternehmen 
ergebenden Schwierigkeiten eine Rolle 
spielen könnten. 

Da im vorliegenden Fall für die negative 
Entscheidung der Kommission — wie 

1 — Urteil vom 7. Juli 1982 in der Rechtssache 119/81 — 
Klöckner-Werke AG gegen Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften —, Slg. 1982, S. 2627. 
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wir gehört haben — allein die Feststel­
lung maßgebend war, der Auslastungs­
grad der Klägerin weiche um weniger als 
10 % vom Durchschnitt ab — ob dies 
tatsächlich zutrifft, wird gleich zu behan­
deln sein —, und jedenfalls nicht vorge­
bracht wurde, die Klägerin habe bei der 
Stellung ihres Antrags nach Artikel 14 
keine stichhaltigen Gründe für das Vor­
liegen außerordentlicher Schwierigkeiten 
unter einem anderen Gesichtspunkt an­
geführt, läßt sich somit die Aufhebung 
der angegriffenen Entscheidung schon 
mit der Begründung rechtfertigen, die 
Kommission habe die ihr nach Artikel 14 
der Entscheidung Nr. 2794/80 oblie­
gende Prüfung unzulässig eingeengt. 

2. Weiterhin ist die Klägerin der Auf­
fassung, die Kommission habe zu Un­
recht das Vorliegen des von ihr für ent­
scheidend erachteten Kriteriums — mehr 
als 10 %ige Abweichung des Ausla­
stungsgrades vom Durchschnitt der Ge­
meinschaft — im Falle der Klägerin ver­
neint. Dazu sei sie einmal gekommen, 
weil sie von einer zu niedrigen Kapazität 
der Warmbreitbandstraße II in Bremen 
ausgegangen sei. Hätte sie statt einer 
Leistung von 355 000 Moto eine Kapazi­
tät anerkannt, die — wie es in den 
Schriftsätzen hieß - bei 459 000 Moto 
liege, so hätte sich ergeben, daß die 
Auslastung der Klägerin aufgrund der 
Quotenmitteilung nur 39 % betragen 
habe und damit tatsächlich mehr als 
10 % vom Durchschnitt der Gemein­
schaft ( 5 6 % im ersten Quartal 1981) 
entfernt gewesen sei. Zum anderen hielt 
die Klägerin der Kommission in diesem 
Zusammenhang — jedenfalls in ihren 
Schriftsätzen — vor, sie habe zu Unrecht 
die Kapazität der Warmbreitbandstraße I 
in Bremen nicht berücksichtigt, die 1958 
in Betrieb genommen und im April 1974 
im Rahmen von Umstrukturierungsmaß-
nahmen vorläufig außer Betrieb gesetzt 
worden sei. 

a) Was den ersten dieser beiden Punkte 
— die Kapazität der Walzstraße II — 
angeht, so meint die Klägerin, es dürfe 
nicht einfach an früheren diesbezügli­
chen Meldungen festgehalten werden; 
bekanntlich hat sie auf den Fragebögen 
2/61 für die Jahre 1977 bis 1979 eine 
Leistung von 314 000 Moto, zum 1. Ja­
nuar 1980 dann eine solche von 355 000 
Moto und erst zum 1. Januar 1981 — 
nachdem entsprechende Erklärungen 
schon bei einer Überprüfung ihres Be­
triebes im November 1980 gemacht wor­
den waren — eine Leistung von 459 000 
Moto angegeben. Vielmehr komme es 
darauf an, ob später zwingende Anhalts­
punkte für eine andere Bewertung aufge­
zeigt worden seien, und dies müsse in ih­
rem Fall tatsächlich angenommen wer­
den. Sie verweist dazu einmal auf ein 
Gutachten, das auf Veranlassung der 
Kommission und des Bundeswirtschafts­
ministeriums im Mai 1981 erstellt wor­
den ist. Zwar spreche darin einer der 
Gutachter, das belgische Centre de Re­
cherches Métallurgiques — CRM, nur 
von einer Leistung von 337 000 Moto. 
Dies erkläre sich aber daraus, daß er sich 
auf einen Ofendurchsatz stütze, wie er 
früher von der Lieferfirma als Min­
destleistung garantiert worden sei, was 
aber über die tatsächliche Leistungsfähig­
keit nichts aussage. Der andere Gutach­
ter — die japanische Firma Kawasaki — 
komme dagegen aufgrund der von der 
Klägerin für richtig gehaltenen Lei­
stungsfähigkeit der Hubbalköfen (507 
t/Stunde) zu einer ganz anderen An­
nahme, nämlich zu einer Kapazität von 
487 000 Moto. Zum anderen verweist die 
Klägerin, um zu zeigen, daß letzteres 
durchaus realistisch sei, auf ein weiteres 
Gutachten, das aufgrund von Leistungs­
tests in Anwesenheit von Vertretern der 
Lieferfirma der Hubbalköfen angefertigt 
worden sei. Danach könne für die Hub­
balköfen, die gleichsam den Flaschenhals 
der Walzstraße bildeten und somit für 
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ihre Leistungsfähigkeit ausschlaggebend 
seien, eine durchschnittliche Stundenlei­
stung von 570 t — also mehr als von der 
Klägerin angegeben — angenommen 
werden. Dies hätte die Kommission min­
destens zu einer eingehenden Prüfung 
der umstrittenen Kapazität veranlassen 
müssen, bevor sie definitiv über den An­
trag der Klägerin nach Artikel 14 der 
Entscheidung Nr. 2794/80 entschied. 

Die Kommission ist demgegenüber der 
Ansicht, sie habe durchaus von den Zah­
len ausgehen können, zu denen nach der 
ersten Korrektur der Meldung der Klä­
gerin ihre Beamten bei einer Überprü­
fung des klägerischen Betriebs im Jahre 
1980 gekommen seien. Keinesfalls hätten 
die Äußerungen Kawasakis Anlaß zu 
einer weiteren Berichtigung geben kön­
nen; denn sie sagten nur etwas über die 
abstrakte technische Kapazität, nicht 
aber über die höchstmögliche Erzeugung 
im Sinne des Fragebogens 2/61 aus, für 
die es auf die jeweils geplante konkrete 
Produktionsstruktur und die für das frag­
liche Jahr geltenden konkreten techni­
schen Bedingungen ankomme. Außerdem 
handele es sich dabei nur um eine Pro­
gnose für eine zukünftig mögliche Er­
zeugung. Daneben weist die Kommission 
auf den Standpunkt der Klägerin hin, 
ihre Kapazität habe bereits in den Jahren 
1977 bis 1980 den von ihr angegebenen 
Umfang gehabt, was in anderen Verfah­
ren Anlaß zu einem Streit über eine ent­
sprechende Aufstockung der Vergleichs­
produktion nach Artikel 4 Nummer 3 
der Entscheidung Nr. 2794/80 gegeben 
habe. Beides zusammen — Anwendung 
der genannten Vorschrift einerseits und 
des Artikels 14 andererseits — sei aber 
sicher nicht möglich. Wäre es nämlich 
für das erste Quartal 1981 zu einer Auf­
stockung nach Artikel 4 Nummer 3 ge­
mäß den Kapazitätsangaben der Klägerin 
gekommen, was die Klägerin übrigens 
nicht im Klagewege durchzufechten ver­

sucht habe, so hätte dies — wie die 
Kommission an einer fiktiven Berech­
nung zeigt — Quoten erbracht, nach de­
nen die Auslastung der Klägerin nur 
6,4 % unter dem Durchschnitt der Ge­
meinschaft gelegen hätte; damit aber 
wäre wiederum das von der Kommission 
in bezug auf Artikel 14 für entscheidend 
gehaltene Anwendungskriterium nicht er­
füllt worden. 

b) Ich meine, daß wir auch in diesem 
Punkt der Kommission nicht folgen kön­
nen. 

aa) Sollte sie — worauf ihre an letzter 
Stelle erwähnten Ausführungen hinzu­
deuten scheinen — in diesem Zusam­
menhang Zulässigkeitsprobleme sehen, 
was die kritisierte Anwendung des Arti­
kels 14 unter dem Gesichtspunkt der Ka­
pazitätsbewertung angeht, und zwar im 
Hinblick auf die Tatsache, daß die Klä­
gerin in einem anderen Verfahren 
(Rechtssache 119/81 1) eine Aufstockung 
der Vergleichsproduktion nach Artikel 4 
Nummer 3 wegen einer angeblich schon 
in den Jahren 1977 bis 1979 vorhande­
nen Kapazität der Walzstraße II in Höhe 
von 459 000 Moto für angebracht hielt, 
während sie es unterlassen hat, die Quo­
tenmitteilung für das erste Quartal 1981 
gleichfalls mit dieser Begründung anzu­
fechten, so könnte ihr darin schwerlich 
zugestimmt werden. Für mich ist grund­
sätzlich nicht zu erkennen, wie im Hin­
blick auf Taktik und Vorbringen in einer 
anderen Rechtssache auf die Unzulässig­
keit einer Argumentation im vorliegen­
den, durchaus selbständigen Verfahren 
geschlossen werden könnte. Die Tat­
sache, daß die für das erste Quartal 1981 
geltende Quotenentscheidung nicht unter 
Berufung auf Artikel 4 Nummer 3 der 
Entscheidung Nr. 2794/80 angefochten 
wurde — dafür spielt vielleicht eine 

1 — Urteil vom 7. Juli 1982 in der Rechtssache 119/81 — 
Klöckner-Werke AG gegen Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften —, Slg. 1982, S. 2627. 
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Rolle die angebliche, in der Rechtssache 
312/81 noch zu behandelnde Zusage 
eines hohen Beamten der Kommission 
vom März 1981, die Probleme der Klä­
gerin im ersten Quartal 1981 zu lösen, 
vielleicht auch die Überlegung, daß die 
Existenz einer höheren Kapazität in den 
Jahren 1977 bis 1979 jetzt schwer 
nachzuweisen ist —, führt deshalb allen­
falls zu der Annahme, rechtskräftig fest­
gestellt in dem von der Kommission an­
genommenen Umfang sei damit die Ka­
pazität der Klägerin in den Jahren 1977 
bis 1979. Nichts Zwingendes läßt sich 
daraus aber folgern für den Umfang der 
Kapazität der Klägerin zu Beginn des 
Jahres 1981, so daß es der Klägerin nicht 
verwehrt sein kann, sich jetzt auf Artikel 
14 zu berufen, für den es nicht auf eine 
frühere Kapazität ankommt, sondern auf 
die, die in dem jeweils zur Debatte ste­
henden Quartal vorhanden war. Außer­
dem wäre nach meiner Überzeugung 
eine Anwendung von Artikel 14 auch 
nicht a priori ausgeschlossen gewesen, 
wenn es für das erste Quartal 1981 zu 
einer Aufstockung nach Artikel 4 Num­
mer 3 in dem von der Kommission er­
rechneten Umfang gekommen wäre, 
eben weil mit der Feststellung allein, der 
Auslastungsgrad der Klägerin hätte dann 
nur 6,4 % unter dem Durchschnitt der 
Gemeinschaft gelegen, außerordentliche 
Schwierigkeiten nicht hätten verneint 
werden können. 

bb) Mit Sicherheit ist für die Beurtei­
lung des vorliegenden Streitpunkts weder 
etwas aus dem Umstand zu gewinnen, 
daß die Klägerin auf den Fragebögen 
2/61 jahrelang eine andere Kapazität an­
gegeben hat, noch aus dem Urteil der 
Rechtssache 119/81 1, in dem sich auch 
Feststellungen zu Kapazitäten der Kläge­
rin finden. 

In der Tat erscheint es verständlich, daß 
die Klägerin zu Zeiten, in denen ihre An­
lagen wegen der Schwierigkeiten des 
Stahlmarktes bei weitem nicht voll ausge­
nutzt werden konnten, keine präzisen 
Ermittlungen zu deren Leistungsfähigkeit 
angestellt hat und deshalb vielleicht — 
die Bedeutung solcher Feststellungen war 
damals noch nicht zu erkennen — fahr­
lässig falsche Angaben gemacht hat. 
Wenn dafür Sanktionen angebracht sein 
sollten, dann solche nach Artikel 47 des 
Montanvertrages; zusätzliche Sanktionen 
in Form eines Festhaltens an vorgelegten 
Meldungen im Rahmen der Quotenrege­
lung wären dagegen — die Klägerin hat 
anhand von Berechnungen gezeigt, wel­
chen Umfang die damit verbundenen 
wirtschaftlichen Nachteile für sie hätten 
— exzessiv und nicht gerechtfertigt. Es 
muß also in einem solchen Fall grund­
sätzlich möglich sein, auf frühere Mel­
dungen zurückzukommen und — vor­
ausgesetzt, es liegen ausreichende An­
haltspunkte vor — deren Berichtigung zu 
verlangen. 

In Ansehung des Urteils der Rechtssache 
119/81 1 ist ausschlaggebend, daß es in 
diesem Verfahren ausschließlich um die 
korrekte Anwendung des Artikels 4 
Nummer 3 der Entscheidung Nr. 
2794/80 ging, also um die höchstmög­
liche Erzeugung der Klägerin in den Jah­
ren 1977 bis 1979. Wenn insofern die 
von der Klägerin angeführten Indizien 
nicht als ausreichend erachtet wurden, 
namentlich weil in den Schlußbemerkun­
gen des vorgelegten Gutachtens von 
einer möglichen Erhöhung der Kapazität 
gesprochen wird, so steht damit keines­
wegs fest, daß Entsprechendes für die 
Anwendung von Artikel 14 der Entschei­
dung Nr. 2794/80 zu gelten hat, für den 
es auf die zu Beginn des Jahres 1981 
nachweisbare Kapazität und deren 
Auslastung ankommt. 

1 — Urteil vom 7. Juli I9S2 in der Rechtssache 119/81 — 
Klöckncr-Werkc AG gegen Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften —, Slg. 1982, S. 2627. 
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cc) Für mich besteht kein Zweifel 
daran, daß den von der Klägerin vorge­
legten Berichten mit ihren Ergänzungen 
— dem gemeinsam von CRM und der 
Kawasaki Steel Corporation angefertig­
ten Bericht vom 1. Mai 1981, dem Be­
richt der Kawasaki vom gleichen Tage, 
dem Gutachten von Professor Jeschar 
vom 12. Januar 1982 mit seinem Anhang 
vom 2. Februar 1982 sowie dem Schrei­
ben des Lieferanten der Hubbalköfen der 
Klägerin vom 15. Februar 1982 mit bei­
gefügtem Bericht über einen Leistungs­
versuch vom Dezember 1981 —, auch 
wenn man diese Dokumente streng 
rechtlich nur als „Parteivorbringen" an­
sieht, genügend gewichtige Indizien da­
für entnommen werden können, die 
Kapazitätsannahme der Kommission 
(355 000 Moto) in Frage zu stellen, und 
daß sie deshalb die Kommission veran­
lassen mußten, der Kapazitätsfrage noch 
einmal nachzugehen. 

Nicht zutreffend ist vor allem, daß die 
Berichte von CRM und Kawasaki nur et­
was aussagten über die abstrakttechni­
sche Kapazität und daß sie damit 
Schlüsse auf die für die Kommission al­
lein maßgebliche höchstmögliche Erzeu­
gung im Sinne des Fragebogens 2/61 
nicht zuließen. So heißt es in dem ge­
meinsamen Bericht von CRM und Ka­
wasaki ausdrücklich, berücksichtigt wor­
den seien die Versorgung mit Halbfertig­
erzeugnissen, die Nachfragestruktur des 
Jahres 1980 — Autoindustrie und Röh­
renhersteller — sowie der Straße vor-
und nachgeschaltete Anlagen; außerdem 
wurde der besondere Bericht von Kawa­
saki im Hinblick auf fünf verschiedene 
Betriebszustände im Unternehmen der 
Klägerin angefertigt, und auch dabei 
wurde das aktuelle Produktionspro­
gramm berücksichtigt. 

Dem zuletzt genannten Bericht zufolge, 
auf den sich die Klägerin vor allem 
stützt, ist je nach Betriebszustand — 

Produktzusammensetzung und Beschaf­
fenheit des Vormaterials — eine Leistung 
der Straße II zwischen 427 000 Moto 
und 487 000 Moto möglich, und es heißt 
dazu in den „Conclusions" des gemein­
samen Berichts, der Ausstoß könne, 
wenn man von einer Ofenleistung von 
506 Tonnen pro Stunde ausgehe, auf 
5 844 000 t pro Jahr, also auf 487 000 
Moto, gesteigert werden. Dies ist nach 
dem Gesamtinhalt des Berichtes nicht als 
eine bloße „Prognose" zu werten, son­
dern als eine aktuell bestehende Mög­
lichkeit. Dabei bietet die Bezugnahme 
auf den japanischen Standard deshalb 
keine Angriffsfläche, weil die Walzstraße 
der Klägerin nach japanischem Vorbild 
gebaut worden ist. Auch hat die Klägerin 
in der mündlichen Verhandlung deutlich 
gemacht, es sei nach diesem Gutachten, 
wenn man von den konkreten Produk­
tionsverhältnissen des ersten Quartals 
1981 ausgehe und einen entsprechenden 
Abzug für Edelstahl vornehme, immer 
noch eine Monatsleistung von 430 000 t 
als realistisch anzusehen. 

Wenn andererseits zwar nicht zu bestrei­
ten ist, daß in dem gemeinsam von CRM 
und Kawasaki angefertigten Bericht nur 
von einer höchstmöglichen Jahreserzeu­
gung von 4 050 000 t, also 337 500 
Moto, sowie davon gesprochen wird, es 
könne möglich sein, diese Zahl zu erhö­
hen, so darf doch nicht verkannt werden, 
daß hierfür eine Leistung der Hubbalk­
öfen, die offenbar für die Leistungsfähig­
keit der Straße entscheidend sind, im 
Umfang von 405 t pro Stunde zugrunde 
gelegt wurde, wie sie der Lieferant der 
Ofen als Mindestleistung garantiert hat. 
Jetzt dagegen belegt das Gutachten Je­
schar, das nach Leistungstests im De­
zember 1981 und Januar 1982, die unter 
Mitwirkung der Lieferfirma und unter 
Berücksichtigung von Randbedingungen, 
unter denen ein dauerhafter Betrieb mög­
lich sei, angefertigt wurde, die Hubbalk-
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öfen hätten bei verschiedenen Betriebsbe­
dingungen tatsächlich Leistungen von 
weit über 500 t pro Stunde erbracht und 
es könne erwartet werden, daß beide 
Öfen jeweils Leistungen von 600 t pro 
Stunde mit Sicherheit auf Dauer erbrin­
gen könnten. Auch die Lieferfirma der 
Öfen bestätigt in einem Schreiben vom 
15. Februar 1982, daß nach Versuchen, 
bei denen die Öfen auf übliche Weise 
eingestellt und verschiedene Produk-
tionsumstände berücksichtigt worden 
seien, Leistungen von zum Teil über 
600 t pro Stunde festgestellt worden 
seien; jedenfalls sei davon auszugehen, 
daß die Öfen eine Leistung von 570 t pro 
Stunde dauerhaft zu erbringen in der 
Lage seien. Das verleiht dem Kawasaki-
Bericht zweifellos nachhaltiges Gewicht, 
und dem kann die Kommission nicht ein­
fach durch eine erst in der mündlichen 
Verhandlung erfolgte, also sicherlich ver­
spätete Bezugnahme auf ein Schreiben 
des Direktors von CRM vom Oktober 
1982 begegnen, wonach bei einem neuer­
lichen Besuch in Japan habe festgestellt 
werden können, daß japanische Unter­
nehmen mit Öfen von etwa der gleichen 
Bauart diese nur in Höhe von 300 t pro 
Stunde ausnützten. 

c) Ist nach diesen Überlegungen die 
Schlußfolgerung berechtigt, der zu Arti­
kel 14 der Entscheidung Nr. 2794/80 er­
gangene Bescheid der Kommission sei 
auch fehlerhaft, weil die Kommission 
trotz gewichtiger Anhaltspunkte die Ka­
pazität der Walzstraße II der Klägerin 
nicht überprüft habe und deshalb nicht 
sicher sei, ob der Auslastungsgrad der 
Klägerin im ersten Quartal 1981 nicht 
doch mehr als 10 % unter dem Durch­
schnitt der Gemeinschaft gelegen habe, 
so braucht auf den anderen schriftlich 
vorgetragenen Gesichtspunkt — Nicht­
berücksichtigung der Kapazität der 
Walzstraße I, auf den die Klägerin übri­
gens in der mündlichen Verhandlung 

nicht mehr zurückgekommen ist — 
eigentlich nicht mehr eingegangen zu 
werden. Tut man das doch, so ist inso­
fern freilich schwerlich Kritik angebracht. 
Offensichtlich kann es nämlich bei der 
Berücksichtigung des Auslastungsgrades 
eines Unternehmens auch in Zusammen­
hang mit Artikel 14 nur auf Kapazitäten 
ankommen, mit deren Ausnutzung unter 
normalen Verhältnissen in absehbarer 
Zeit zu rechnen wäre. Davon kann aber 
bei der Straße I der Klägerin wohl nicht 
die Rede sein, wurde doch ausdrücklich 
erklärt, die Straße sei im Jahre 1974 still­
gelegt worden, weil ihre Funktionen von 
der neuen Straße II übernommen wor­
den seien. 

3. Zu der Rechtssache 303/81 läßt sich 
somit feststellen, daß der in ihr formu­
lierte Klageantrag begründet erscheint 
einmal, weil die Kommission ihre Ent­
scheidung zu Artikel 14 allein auf den 
Auslastungsgrad der Klägerin abgestellt 
hat, und zum anderen, weil sie trotz ge­
wichtiger Anhaltspunkte eine Prüfung 
der Kapazität der Klägerin unterlassen 
hat, die höchstwahrscheinlich zu dem 
Ergebnis geführt hätte, daß der Ausla­
stungsgrad der Klägerin aufgrund der ihr 
mitgeteilten Quoten im ersten Quartal 
1981 mehr als 1 0 % unter der durch­
schnittlichen Auslastung in der Gemein­
schaft lag. 

II — Zur Rech t s sache 3 1 2 / 8 1 , 
also zu der E n t s c h e i d u n g , 
mit der die Kommiss ion der 
Kläger in wegen Ü b e r s c h r e i ­
tung ih re r P r o d u k t i o n s ­
quo te im ers ten Q u a r t a l 
1981 eine Ge ldbuße aufer ­
legt ha t 

1. Folgt man meiner Beurteilung der 
Klage 303/81, plädiert man also für eine 
Aufhebung der Entscheidung, mit der die 
Kommission die Anwendung des Artikels 
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14 der Entscheidung Nr. 2794/80 auf die 
Klägerin abgelehnt hat, so ist offensicht­
lich, daß auch ihre Bußgeldentscheidung 
keinen Bestand haben kann. Die Kom­
mission hat dann nämlich noch einmal 
die Anwendung des Artikels 14 im ersten 
Quartal 1981 zu prüfen, und sie kann 
dabei zu dem Ergebnis kommen, daß die 
Produktionsquote der Klägerin größer 
sein mußte. Daraus folgt möglicherweise 
eine geringere Überschreitung der Quote 
und damit eine geringere Buße oder viel­
leicht sogar — wenn eine Erhöhung in 
einem Umfang angebracht erscheint, der 
der tatsächlichen Produktion der Kläge­
rin entspricht —, daß eine Buße mangels 
Verletzung des Artikels 9 vollständig ent­
fällt. 

2. Mit dieser Feststellung soll es freilich 
nicht sein Bewenden haben, vielmehr 
werde ich hilfsweise auch auf die beson­
dere, zu der Rechtssache 312/81 vorge­
tragene Argumentation eingehen. 

Sie begründet sich jetzt ausschließlich 
auf eine angebliche, von seinem Kabi­
nettchef übermittelte Zusage des für die 
Stahlquotenregelung zuständigen Kom­
missionsmitglieds, für eine Lösung des 
Problems zu sorgen, das sich aus der 
Überschreitung der Produktionsquote im 
ersten Quartal 1981 für die Klägerin er­
gab. Wenn darüber hinaus in den 
Schriftsätzen auch die Rechtswidrigkeit 
der allgemeinen Entscheidung Nr. 
2794/80 geltend gemacht worden ist, so 
braucht darauf und auf die damit zum 
Teil verbundenen vielschichtigen Zuläs-
sigkeitsprobleme jetzt nicht weiter einge­
gangen zu werden, da die Klägerin in 
der mündlichen Verhandlung ausdrück­
lich erklärt hat, sie erhalte, nachdem sie 
vom Urteil der Rechtssache 119/81 1 
Kenntnis genommen habe, die sich auf 

die Rechtswidrigkeit der Entscheidung 
Nr. 2794/80 beziehende Rüge nicht 
mehr aufrecht. 

3. Was die der Klägerin gegebene Zu­
sage angeht, aus der sich die Rechtswid­
rigkeit der Bußgeldentscheidung ergeben 
soll, so wurde dazu im einzelnen folgen­
des ausgeführt. 

Die Klägerin sei eingeladen worden, am 
20. März 1981 an einem Gespräch teil­
zunehmen mit dem Ziel der Vorberei­
tung einer Regelung für die Zeit nach 
dem 30. Juni 1981, in deren Rahmen die 
größeren Stahlunternehmen freiwillige 
Produktionsbeschränkungen verabreden 
sollten. An sich habe sie nicht die Absicht 
gehabt, dem nachzukommen, weil sie be­
fürchtet habe, daß sie keinen gerechten 
Anteil an dem zu vereinbarenden Pro­
duktionskontingent erhalten werde. Der 
Kommission, die schon früher verlaut-
bart habe, die Quotenregelung gemäß 
Artikel 58 des Montanvertrages ende in 
jedem Fall zum 30. Juni 1981, sei sehr an 
einer freiwilligen Regelung nach diesem 
Zeitpunkt und damit an einer Teilnahme 
der Klägerin an den erwähnten vorgese­
henen Gesprächen gelegen gewesen. 
Deshalb habe sich am 19. März 1981 der 
Kabinettchef des für die Quotenregelung 
zuständigen Kommissionsmitgliedes in 
dessen Namen und Auftrag — die Klä­
gerin verwendet hier den juristischen Be­
griff „als Bote" — telefonisch an die 
Klägerin gewandt und das Versprechen 
der Teilnahme durch die Zusage erwirkt, 
man werde — gleichsam als Ausgleich 
für die von der Klägerin durch die Neu­
regelung erwarteten Nachteile — das 
Problem lösen, das sich aus der Über­
schreitung der Produktionsquote der 
Klägerin im ersten Quartal 1981 ergebe. 
Die Klägerin, die im Vertrauen auf die 
Zusage auch davon abgesehen habe, we­
gen der sich auf das erste Quartal 1981 
beziehenden Quotenentscheidung den 

1 — Urteil vom 7. Juli 1982 in der Rechtssache 119/81 — 
Klöckner-Werke AG gegen Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften —, Slg. 1982, S. 2627. 
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Gerichtshof anzurufen, habe daraufhin 
an dem vorgesehenen Gespräch teilge­
nommen, und es sei dabei auch zum Teil 
zu einer Einigung gekommen. In Anbe­
tracht dieser Sachlage könne sich die 
Kommission nicht einseitig von der ge­
troffenen Verabredung lossagen und, 
ohne das Problem der Klägerin zu lösen, 
ihr eine Geldbuße auferlegen. 

Die Kommission bestreitet nicht — so 
habe ich sie in der mündlichen Verhand­
lung verstanden —, daß der erwähnte 
Kabinettchef der Klägerin gegenüber da­
von gesprochen hat, ihr Problem werde 
gelöst („to solve the problem"). Sie steht 
aber vor allem auf dem Standpunkt, es 
sei, weil der Artikel 9 bei Überschreitung 
der Produktionsquoten zwingend die 
Verhängung von Geldbußen vorsehe, in 
keinem Fall die Zusage möglich gewe­
sen, es werde eine Buße auch bei Über­
schreitung der Quote nicht verhängt, 
und es zeige sich damit — mangels 
Schlüssigkeit — schon die Unzulässigkeit 
der erwähnten Rüge. Daneben weist die 
Kommission darauf hin, in Wahrheit sei 
nicht erkennbar, was zugesagt worden 
sein soll, es fehle also für die Annahme 
eines bindenden Versprechens an der im 
Verwaltungsrecht notwendigen Be­
stimmtheit und damit auch am Bindungs­
willen. Ferner bestreitet die Kommission, 
daß das für die Quotenregelung zustän­
dige Kommissionsmitglied seinen Kabi­
nettchef in der angegebenen Weise be­
auftragt habe, und es komme somit — 
unterstellt, der Kabinettchef habe eine 
bindende Zusage machen wollen — zu­
mindest die Rechtsprechung zum Zuge, 
nach der mündliche Zusicherungen von 
Beamten durch die verantwortlichen Stel­
len genehmigt werden müßten. Schließ­
lich sei — gehe man davon aus, daß die 
Lösung des Problems der Klägerin in 
Form einer Quotenerhöhung zugesagt 
worden sei — eine so zu verstehende 
Zusage jedenfalls deswegen nicht als 
wirksam anzusehen, weil es ihr an der 
notwendigen Schriftform fehle. 

4. a) Was diese Auseinandersetzung an­
geht, so zögere ich, von einer unzulässi­
gen, weil nicht schlüssigen Rüge der 
Klägerin zu sprechen. 

Zwar ist sicher richtig, daß bei einer 
Quotenüberschreitung das Versprechen 
nicht möglich ist, keine Buße zu verhän­
gen, weil in dieser Hinsicht nach der 
Entscheidung Nr. 2794/80 kein Ermes­
sensraum besteht, die Verhängung einer 
Buße vielmehr die automatische und 
zwingende Folge einer Quotenüber­
schreitung ist. Es darf aber nicht überse­
hen werden, daß in ein Verfahren, das 
sich auf eine derartige Sanktion bezieht, 
gemäß Artikel 36 des Montanvertrags 
auch Entscheidungen einbezogen werden 
können, deren Nichtbeachtung geahndet 
wurde, das heißt also im vorliegenden 
Fall — wie die Kommission selbst einzu­
räumen scheint — die ursprüngliche 
Quotenentscheidung und dazu ergan­
gene Ergänzungen wie etwa der Be­
scheid gemäß Artikel 14 der Entschei­
dung Nr. 2794/80. In diesem Bereich 
sind jedoch Zusagen durchaus denkbar, 
sei es im Hinblick auf eine Aufstockung 
der Vergleichsproduktion gemäß Artikel 
4 Nummer 3 nach Maßgabe neuerer Er­
kenntnisse zur Bewertung der Kapazität 
der Klägerin, oder sei es im Hinblick auf 
die Anwendung des Artikels 14 und die 
Anerkennung außerordentlicher Schwie­
rigkeiten, in die die Klägerin durch die 
Quotenregelung gebracht wurde. Man 
braucht also nur das klägerische Vor­
bringen sinnvoll zu deuten, um die Be­
denken gegen seine Schlüssigkeit auszu­
räumen, denn wenn sich nach entspre­
chender Prüfung zeigt, daß die Quoten­
entscheidung, weil entgegen gemachten 
Zusagen nicht geändert, fehlerhaft ist, 
steht damit auch fest, daß die Bußgeld­
entscheidung keinen Bestand haben 
kann. 

b) Ich zögere ferner, der Ansicht der 
Kommission zuzustimmen, die streitige 
Äußerung sei nach ihrem objektiven Er-
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klärungsgehalt so unbestimmt gewesen, 
daß von ihr in keinem Fall Rechtswir­
kungen hätten ausgehen können. Als sie 
— kurz vor dem Ende des ersten Quar­
tals — fiel, zeichnete sich offenbar bei 
der Klägerin eine Überschreitung der 
Quote ab, die ihr ursprünglich zugespro­
chen worden war, und damit auch die 
Verhängung einer Sanktion. Dies war of­
fensichtlich das „Problem" der Klägerin, 
das es zu lösen galt. Wenn aber eine Lö­
sung — Vermeidung von Sanktionen — 
zugesagt worden ist, dann kommen da­
für nur die zwei bereits angedeuteten 
Wege in Betracht: entweder eine Über­
prüfung der seinerzeit noch nicht end­
gültigen Quotenentscheidung — definitiv 
wurde sie, wie eingangs erwähnt, erst 
durch den Bescheid vom 1. April 1981 — 
im Hinblick auf Artikel 4 Nummer 3 und 
die streitige Bewertung der Kapazität der 
Klägerin oder eine Anwendung von Arti­
kel 14 unter Anerkennung der von der 
Klägerin behaupteten außerordentlichen 
Schwierigkeiten. Dies dürfte es tatsäch­
lich ausschließen, der Zusage die Be­
stimmtheit und damit jegliche Rechtsqua­
lität abzusprechen. 

c) Letzten Endes freilich ergibt sich der 
Eindruck, daß die nunmehr behandelte 
Rüge der Klage doch nicht zum Erfolg 
verhelfen kann, wofür mehrere Überle­
gungen in Betracht kommen. 

aa) Anzweifeln läßt sich schon, ob die 
Klägerin ausreichend schlüssig dargetan 
hat, daß die Zusage von dem Kommis­
sionsmitglied ausging, das für derartige 
Entscheidungen (Quotenänderungen) 
aufgrund einer Delegation der Kommis­
sion zuständig ist. Tatsächlich heißt es in 
dem Schreiben der Klägerin vom 26. Juli 
1981, das an den bereits erwähnten Ka­
binettchef gerichtet war, „in Gesprächen, 
die Sie mit uns vor Beginn der Eurofer-
II-Verhandlungen geführt haben, . . . 
sagten Sie uns zu, daß die Kommission 
. . . unsere . . . Quotenüberschreitungen 
im ersten Quartal 1981 glattstellen 

werde". In den Prozeßschriftsätzen 
wurde dann zwar erklärt, diese Äuße­
rung sei unmittelbar im Anschluß an ein 
Telefongespräch des genannten Kabi­
nettchefs mit dem zuständigen Kommis­
sionsmitglied gemacht worden und 
daraus, weil sich nämlich der Kabinett­
chef auf dieses Telefongespräch berufen 
habe, sei zu schließen, daß er als Bote 
eine Äußerung des zuständigen Kommis­
sionsmitgliedes übermittelt habe. Dies 
läßt sich aber nicht belegen, und zwar 
auch nicht durch eine Vernehmung der 
Gesprächspartner des genannten Kabi­
nettchefs im Hause der Klägerin, könn­
ten sie doch keinesfalls etwas aussagen 
zum Inhalt des Telefongesprächs, das 
der Kabinettchef mit dem Kommissions­
mitglied geführt hat und von dem die 
Kommission mit Nachdruck versichert, 
es habe nicht den von der Klägerin be­
haupteten Sinn gehabt. So scheint im 
vorliegenden Fall tatsächlich schon die 
Rechtsprechung einschlägig sein, der zu­
folge eine von einem Beamten abgege­
bene Zusicherung der ausdrücklichen 
Genehmigung der verantwortlichen Stel­
len bedarf (Rechtssache 21/64 1), einer 
Genehmigung, die indessen nicht be­
hauptet wurde und auch nicht belegt 
werden konnte. 

bb) Zweifeln kann man auch daran, 
daß wirklich eine verbindliche Erklärung 
gewollt war. Wenn die Klägerin der Äu­
ßerung, ihr Problem werde gelöst, die 
Deutung gibt, damit sei im Rahmen des 
ersten Quartals 1981 ein Ausgleich für die 
für sie bei einer freiwilligen Vereinba­
rung über Produktionsbeschränkungen 
nach dem 30. Juni 1981 zu erwartende 
Benachteiligung zugesagt worden, so er­
scheint mir das nicht recht plausibel. Für 
mich ist in der Tat ein solches „Ge­
schäft" — wie es die Klägerin genannt 
hat — nicht recht vorstellbar; denn ich 

1 — Urteil vom 31. März 1965 in der Rechtssache 21/64 — 
Macchiorlati Dalmas e Figli gegen Hohe Behörde —, 
Slg. 1965, S. 241. 
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kann mir nicht denken, daß die Kommis­
sion eine bestimmte Zusicherung gege­
ben haben könnte, ohne irgendeine Ga­
rantie für einen erfolgreichen Ausgang 
der Gespräche über Eurofer II zu haben, 
zumal sich die Klägerin ja darum bemü­
hen konnte, im Rahmen eines freiwilli­
gen Systems eine Benachteiligung zu ver­
meiden, diese also nicht als festes Fak­
tum hinzunehmen war. 

cc) Geht man aber davon aus, daß eine 
verbindliche Zusage gemeint war, daß 
also — wie es im Urteil der Rechtssache 
71/74 1 heißt •—• der Eindruck einer ver­
bindlichen Erlärung der Kommission er­
weckt worden war, so dürfte doch zu­
mindest der Einwand begründet sein, es 
fehle gleichwohl an einer Rechtswirk­
samkeit, da es sich nur um eine münd­
liche Erklärung gehandelt habe. Ich habe 
schon klargemacht, daß als Möglichkeit 
der Lösung der klägerischen Probleme 
nur eine Änderung der für das erste 
Quartal 1981 erlassenen Quotenentschei­
dung in Betracht kam. Dafür ist jedoch 
eine Entscheidung nach Artikel 15 des 
Montanvertrages notwendig; wenn für 
diese nach Artikel 1 der Entscheidung 

Nr. 22/60 vom 7. September 1960 (ABl. 
1960 vom 29. 9. 1960, S. 1249) das Er­
fordernis der Schriftform gilt, kann auch 
eine dahin gehende Zusage — so verhält 
es sich, wie die Kommission gezeigt hat, 
auch im nationalen Recht — nur als 
wirksam angesehen werden, wenn sie in 
schriftlicher Form, und nicht nur wie im 
vorliegenden Fall telefonisch, gemacht 
wird. 

d) Zu der Rechstssache 312/81 ist 
demnach festzustellen, daß sich die 
Aufhebung der Bußgeldentscheidung mit 
Hilfe der in diesem Verfahren einzig 
noch aufrechterhaltenen Rüge nicht er­
reichen läßt. Zum Hilfsantrag auf Herab­
setzung der Buße ist weiterhin festzustel­
len, daß dazu — geht man davon aus, 
daß dem Gerichtshof diese Möglichkeit 
gemäß Artikel 36 des Montanvertrages 
trotz des Wortlauts von Artikel 9 der 
Entscheidung Nr. 2794/80 offensteht — 
im vorliegenden Fall kein Anlaß bestellt, 
hat doch die Klägerin insofern keinerlei 
besondere Begründung geliefert, wie 
auch von Amts wegen keine hierfür ge­
wichtigen Gesichtspunkte zu erkennen 
sind. 

III — Nach alledem schlage ich folgende Entscheidung zu den beiden hier 
behandelten Rechtssachen vor: 

Dem Antrag der Klägerin entsprechend ist die Entscheidung der Kommission 
vom 19. Oktober 1981 betreffend die Zurückweisung des Antrags der Kläge­
rin gemäß Artikel 14 der Entscheidung Nr. 2794/80 aufzuheben. Gleicher­
maßen ist danach — weil die Bestimmung der Produktionsquote der Kläge­
rin für das erste Quartal 1981 noch nicht als definitiv anzusehen ist — die 
Entscheidung der Kommission vom 28. Oktober 1981 aufzuheben, mit der 
die Klägerin wegen Überschreitung der für das erste Quartal 1981 geltenden 
Produktionsquote mit einer Buße belegt worden ist. Bei diesem Prozeßaus­
gang hat die Kommission die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

1 — Urteil vom 15. Mai 1975 in der Rechtssache 71/74— 
Nederlandse Vereniging voor Fruit en Groentcnim-
porlhandcl und Nederlandse Bond van Grossiers in 
Zuidvruchten en ander Geïmporteerd Fruit „Frubo" 
gegen Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
—, Slg. 1975, S. 563. 
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